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DerÜberzeugte
Die ersten Monate als Regierungspräsident waren für Conradin Cramer von Erfolgen und Enthusiasmus geprägt.

Silvana Schreier

Conradin Cramer (45) erreicht
das Dreiländereck mit dem Velo.
Rasch zupft er sich die Krawatte
zurecht. Schon als kleiner Junge
sei er gerne hierhergekommen,
sagt er. «Ich habe mir dann im-
mer vorgestellt: Jetzt stehe ich in
Deutschland, jetzt in Frankreich
und jetzt in der Schweiz.»

Kürzlich habe er Diplomatin-
nen und Diplomaten, die in Ba-
sel zu Besuch waren, zum Drei-
ländereck geführt. Dabei habe er
jedoch feststellen müssen: «Der
Ort wirkt etwas verlassen», sagt
Cramer. «Ich finde, putzen
könnte man den Pylon schon
mal wieder.» Tatsächlich ist die
mehr als 18 Meter hohe Plastik
mit Stickern, Graffiti und Kritze-
leien übersät.

Seit dem 1. Mai steht Cramer
dem Basler Präsidialdeparte-
ment (PD) vor – als erster Bürger-
licher. Zuvor leitete er während
sieben Jahren das Erziehungs-
departement. Er gewann im
Frühling die Ersatzwahl, nach-
dem sein Vorgänger Beat Jans
(SP) im Dezember 2023 in den
Bundesrat gewählt wurde.

Bereits am Tag seiner Wahl
verkündete der LDP-Politiker, er
wolle sich dem Wohnschutz so-
wie dem Netto-Null-Ziel 2037
annehmen. «Wir hören immer
wieder von Investoren, die sa-
gen, sie wollen nicht mehr bau-
en oder, noch viel schlimmer, sie
wollen nicht mehr sanieren. Das
steht auch quer zu unserer Kli-
mastrategie, die vorsieht, dass
Bauten energetisch saniert wer-
den», sagte er zur bz. Und tat-
sächlich, nach 107 Tagen im Amt
verkündete Cramer: Er wolle die
Verordnung zum Wohnschutz
anpassen und die von Jans im PD
angesiedelte Fachstelle Klima
extern evaluieren lassen.

«Ich freuemich,wennes
konkretwird»
«Ich hatte im Wahlkampf ge-
sagt, dass ich es wichtig finde,
dass jemand mit Regierungs-
erfahrung im Präsidialdeparte-
ment arbeitet. Darum wollte ich
in meinen ersten 100 Tagen
auch zeigen, dass ich die drän-

genden Themen anpacke», sagt
Cramer am Dreiländereck. Die
Verwaltung arbeite daran, den
Wohnschutz 2025 anzupassen.
Und die Regierung präsentiere
in den kommenden Wochen den
Aktionsplan zur Basler Klima-
schutzstrategie. Cramer: «Ich

freue mich, wenn es konkret
wird. Auch wenn es politische
Auseinandersetzungen nach
sich ziehen wird. Denn von allei-
ne schaffen wir das Netto-Null-
Ziel nicht.»

Wer nun meint, Cramer be-
schäftige sich ausschliesslich mit
den grossen Politthemen, irrt.
Denn als Nemo den Eurovision
Song Contest (ESC) am 12. Mai
für sich entschieden hatte,
schlug Cramer zu: Am Sonntag-
morgen gratulierte er einerseits
auf dem sozialen Netzwerk X
(früher Twitter); machte aber zu-
gleich auch klar, dass sich Basel
als Austragungsort hervorra-
gend eignen würde. «Wir sind
parat: mit unserer Infrastruktur,
Erreichbarkeit und Gastfreund-
schaft», schrieb Cramer, der von
vielen als Showman der Basler
Regierung gesehen wird.

Seit Ende August ist klar: Der
ESCwirdMitteMai2025inBasel
stattfinden. «Eine riesige Kiste»,
soCramer.ZuBeginnderBewer-

bung als Austragungsort habe er
gedacht, das sei schon eher un-
wahrscheinlich. Doch Cramer
wäre nicht Cramer, wenn er die
Hoffnungnichtbehaltenhätte.Er
sagt, je näher der Entscheid ge-
rücktsei,umsoüberzeugterseier
davongewesen,wasBaselzubie-
tenhabe.«Ichbinsicher,dassder
ESCeinenlangfristigenundposi-
tiven Effekt auf unsere Stadt ha-
ben wird.»

OffeneGrenzenals
Selbstverständlichkeit
Eine Schulklasse ist unterdessen
beim Dreiländereck eingetrof-
fen. Die Kinder rennen um den
Pylonen herum. «Deutschland,
Frankreich, Schweiz», rufen sie
ausgelassen. Cramer sagt, neben
derBesonderheitderdreiaufein-
andertreffendenLänderseiesdie
SymbolikderPlastik,die ihnnach
wie vor fasziniere. Das Werk des
BaslerArchitektenWilhelmMün-
ger soll an den Neuanfang nach
demZweitenWeltkriegerinnern.

Es stammt also aus einer Zeit, in
derGrenzennocheineandereBe-
deutung hatten.

«Mittlerweile ist es eine
Selbstverständlichkeit, dass wir
die Grenzen einfach so über-
schreiten können», sagt Cramer.
BesondersseitderCoronapande-
mie sei man sich dem wieder
mehr bewusst. Für Cramer, der
alsErziehungsdirektor inderPan-
demie schwierige Entscheide zu
fällen hatte und nun als Regie-
rungspräsident von Basel-Stadt
für die Beziehungen mit den
Nachbarn zuständig ist, ist das
DreiländereckalsTreffpunktalso
nicht nur eine vorhersehbare,
sondernaucheinelogischeWahl.

In der Serie «Meine Ecke»
führen uns die elf Kandidieren-
den der Basler Regierungsrats-
wahlen vom 20. Oktober an
einen Ort in der Region
Basel, der für sie eine
besondere Rolle
spielt.

Seit Mai im Präsidialdepartement: Conradin Cramer wählt das Dreiländereck als Treffpunkt. Bild: Kenneth Nars

KommissionwillLehrpersonen-Ausbildung imAugebehalten
Die Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) erhält von der Landratskommission Lob. Der neue Leistungsauftrag sei gutzuheissen.

Andreas Schwald

Trotz des politischen Sturms auf
die Pädagogische Hochschule
(PH) heisst die Baselbieter Bil-
dungs-, Kultur- und Sportkom-
mission (BKSK) den Leistungs-
auftrag und Globalbeitrag für
die Jahre 2025 bis 2028 an die
Fachhochschule Nordwest-
schweiz (FHNW) gut. Dies sogar
einstimmig: Mit zehn zu null
Stimmen empfiehlt die Kom-
mission dem Parlament, das Ge-
schäft gutzuheissen. Insbeson-
dere angesichts der Baselbieter
Kantonsfinanzen habe «eine
gute Lösung» erzielt werden
können. Der Anteil des Basel-
biets am Globalbeitrag von 995

Millionen Franken beträgt jetzt
rund 298 Millionen Franken.

Auf die Querelen um die Pä-
dagogische Hochschule, die
nach dem kurzzeitigen Zusam-
menbruch des komplexen Bele-
gungssystems im Juli losgingen,
geht die Kommission direkt an
einer Stelle und indirekt an einer
zweiten Stelle ein.

«Die Kommission sprach am
Rande der Beratung über die
Vorkommnisse an der PH
FHNW im Zusammenhang mit
dem Belegungssystem, die in
den vergangenen Wochen so-
wohl der Medienberichterstat-
tung als auch einem offenen
Brief von Studierenden der PH
FHNW zu entnehmen waren»,

heisst es im Bericht. Die BKSK
habe sich seitens der FHNW
aufzeigen lassen, dass derzeit an
einer Lösung gearbeitet werde
(die bz berichtete). Man habe
daher beschlossen, «sich dem
Thema zu einem späteren Zeit-
punkt separat anzunehmen».

Pflicht fürBerufserfahrung
anderganzenFHNW
In Sachen Praxisbezug des
Lehrkörpers allerdings äussert
sich die BKSK ausführlicher –
dies, weil es noch eine Motion
des Grünen alt Landrats Klaus
Kirchmayr aus dem Jahr 2021
zu erledigen galt, die neue An-
forderungen für die PH formu-
lierte. Der Kanton Baselland

habe in den Verhandlungen so-
gar erreichen können, dass die
Vorgabe der Motion für die gan-
ze FHNW eingeführt wird, be-
richtet die BKSK fast schon be-
scheiden: Mindestens 75 Pro-
zent der Dozierenden müssen
nun fachhochschulweit über
ein Minimum von fünf Jahren
praktischer Unterrichts- bezie-
hungsweise Berufserfahrung
verfügen. Entsprechend sei die
Motion nun abzuschreiben.

Zudem beschäftigte sich die
KommissionmitdemUmzugdes
PH-Standorts am Jurasüdfuss
von Solothurn nach Olten. So-
bald inOlteneinentsprechender
Erweiterungsbauvorhandensei,
sollen jährlich 1,5 Millionen ein-

gespart werden. Dies ist aller-
dings erst auf die übernächste
Leistungsauftragsperiode 2029
bis 2032 vorgesehen. Dadurch
erhoffesichdieFHNWeinebes-
sereAuslastung indieserRegion.

Informatik-Hochschule soll
vorangetriebenwerden
Die Kommission beriet freilich
aber nicht nur über die PH; auch
die neue Hochschule für Infor-
matik sorgte für Diskussionen.
Unter anderem wurde die Frage
gestellt, warum mit dem Ein-
richten der Informatik-Hoch-
schule nicht noch weitere vier
Jahre gewartet werden kann,
wenn die Kantonsfinanzen so
klamm sind. Die FHNW berich-

tete daraufhin, dass in der Nord-
westschweiz die Berufsmaturi-
täten unter Absolventen der Be-
rufsbildung stark zunähmen.

Da gleichzeitig aber die Stu-
dierendenzahlen im Bereich In-
formatik an der heutigen Hoch-
schule für Technik rückläufig
seien, werde davon ausgegan-
gen, dass diese Berufsmaturan-
den anderswo ein Fachhoch-
schulstudium absolvieren. Da-
durch würden einerseits via
Hochschulförderung Kantons-
gelder abfliessen,andererseits
bestehe das Risiko, dass diese
Studierenden in einer anderen
Region verbleiben und sich da-
mit der regionale Fachkräfte-
mangel nur weiter verschärfe.

Steuersenkung
nimmtersteHürde
GrosserRat 2024 war ein gutes
Jahr für Baslerinnen und Basler:
zumindest punkto Steuern.
Gleich zu Beginn trat ein Steuer-
senkungspaket in Kraft, welches
die Bevölkerung um jährlich 112
Millionen Franken entlastet. Im
April dann wurde eine Motion
von Christian Moesch (FDP) an
die Regierung überwiesen: Die-
se fordert Rückzahlungen, wenn
die Kantonsrechnung hohe
Überschüsse zu Tage bringt. Im
Schnitt würde das jede Person
um 2535 Franken pro Jahr ent-
lasten.

Und nun überwies der Gros-
se Rat am Mittwoch gleich noch-
mals eine Motion zu Steuersen-
kungen, dieses Mal eingereicht
von Lorenz Amiet (SVP). Mit 48
zu 45 Stimmen triumphierten
die Bürgerlichen. Die Motion
Amiets sieht eine Entlastung der
steuerzahlenden Bevölkerung
von 150 Millionen Franken pro
Jahr vor, 104 Millionen Franken
sollen dabei Menschen mit
einem Einkommen unter
200 000 Franken zugutekom-
men. In eine finanzielle Bre-
douille würde die erneute Sen-
kung den Kanton nicht bringen,
so die Motionäre. Für die ver-
gangenen zehn Jahre verbliebe
bei der Anrechnung der erneu-
ten Entlastung noch immer ein
Überschuss von 250 Millionen
Franken pro Jahr.

Auch die Vermögenssteuer-
sätze sollen gemässe Motion
etwas reduziert werden. Dabei
sollen kleine Vermögen über-
durchschnittlich profitieren.
Die Regierung hat nun drei
Monate Zeit für eine Stellung-
nahme. (zaz)

«Ich freue
mich,wennes
konkretwird.»

ConradinCramer
Regierungspräsident

Winterhilfehat
neuenPräsident
Basel-Stadt Paul Seger über-
nimmt das Präsidium der Win-
terhilfe. Fast vierzig Jahre war
der Basler im diplomatischen
Dienst, unter anderem als Stän-
diger Vertreter der Schweiz bei
den Vereinten Nationen in New
York und zuletzt als Schweizer
Botschafter in Berlin. Der 65-Jä-
rige, promovierte Jurist ist ver-
heiratet und Vater von zwei er-
wachsenen Söhnen. (bz)


